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Aktuell 

Patientenaufklärung 

Wie packt 
man ein heißes 
Eisen an? 

Fragen zur Aufklärungs­
pflicht haben in den letzten 

Jahren zunehmend an Bedeu­
tung gewonnen. Dies beruht im 
wesentlichen auf der Beweis­
last vor Gericht. Behauptet ein 
Patient einen Fehler des Arztes 
bei der Behandlung, so muß er 
dafür den Nachweis erbringen, 
was sich oft sehr schwierig ge­
staltet. Wird dagegen vom Pa­
tienten vorgebracht, er sei 
nicht oder unzureichend aufge­
klärt worden, so muß der Arzt 
das Gegenteil beweisen. Auf 
diese Weise kommt der Patient 
meist zum Prozeßerfolg. 

Die Urteile des Bundesge­
richtshofes (BGH) haben zum 
Umfang der Aufklärung einige 
bemerkenswerte Leitsätze ge­
bracht. Generell war in der Ju­
risprudenz unbestritten, daß 
eine umgekehrte Proportiona­
lität besteht zwischen Dring­
lichkeit eines Eingriffes und 
Umfang der Aufklärung. Dar­
aus ergab sich, daß vor rein kos­
metischen Operationen eine 
umfassende Aufklärung gebo­
ten ist, während bei der lebens­
rettenden Notoperation Fra­
gen der Aufklärung weitge­
hend zurücktreten. 

Aufgeklärt werden soll nach 
der Rechtssprechung über den 
ärztlichen Befund, die daraus 
drohenden Gefahren für Leib 
und Leben, die Art des vorgese­
henen Eingriffes, die erwartete 
Heilungschance und die mit 
dem Eingriff verbundenen Ri­
siken und Gefahren. Nach ei­
ner BGH-Entscheidung (1) 
muß auf die „typischen" Ge­
fahren einer bestimmten Be­
handlungsmethode oder eines 
Eingriffes hingewiesen wer­
den, wobei es nicht auf die rein 

zahlenmäßige Häufigkeit einer 
Komplikation ankommt. 

Eine wesentliche Erleichte­
rung verspricht hier die von 
Weissauer vorgeschlagene Stu­
fenaufklärung (2) unter Zuhil­
fenahme eines Vordruckes, in 
dem die typischen Gefahren 
bekannter, häufiger Eingriffe 
schon zusammengefaßt sind. 
Wünscht der Patient dann 
noch weitergehende Erläute­
rungen, so kann dies durch ein 
eingehendes Gespräch mit 
dem Therapeuten geschehen. 
Die Aufklärung soll allerdings 
nicht soweit gehen, medizini­
sches Wissen zu vermitteln. 

Grenzen findet die Aufklä­
rung dort, wo, um mit einem 
Urteil des BGH (3) zu spre­
chen, „eine Gefahr sich so sel­
ten verwirklicht und deren 
Hervortreten auch in dem 
Falle des betreffenden Patien­
ten so wenig wahrscheinlich 
ist, daß sie bei einem verständi­
gen Patienten in seiner Lage 
für den Entschluß, in die Be­
handlung einzuwilligen, nicht 
ernsthaft ins Gewicht fällt4* 
bzw. „wenn die möglicherweise 
eintretenden, ungünstigen Ne­

benwirkungen der Behandlung 
so viel weniger gravierend sind 
als die Folgen eines Unterblei­
bens der Behandlung, daß sie 
ein vernünftiger Mensch in der 
Lage des Patienten für die Wil­
lensentschließung, sich der Be­
handlung zu unterziehen oder 
sie abzulehnen, nicht als be­
deutsam ansieht." 

Grenzen kann die Aufklä­
rung ferner finden durch das 
ärztliche Prinzip des „nil noce-
re". Der BGH hat hierzu aller­
dings ausgeführt, daß nicht 
schon allein die Sorge, der Pa­
tient könne verzweifeln, aus­
reicht, sondern daß besondere, 
in der Persönlichkeit des ein­
zelnen Kranken liegende, fo­
rensisch greifbare Umstände 
eine ernsthafte und unbeheb­
bare Gefahr für seine Gesund­
heit erwarten lassen müssen. 
Daß diese Forderung vom Arzt 
hellseherische Fähigkeiten ver­
langen würde, bedarf keiner 
besonderen Erörterung. 

In der Praxis des niedergelas­
senen Allgemeinmediziners 
und des Internisten ergeben 
sich Probleme überwiegend im 
Zusammenhang mit der Dia-
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gnose und der therapeutisch ge­
botenen Sicherungsaufklärung 
und nur selten mit der Eingriff­
oder Risikoaufklärung. Der 
niedergelassene Praktiker und 
Internist läuft daher viel weni­
ger Gefahr, wegen Verstoß ge­
gen die Aufklärungspflicht ge­
richtlich belangt zu werden als 
die in operativen Fächern täti­
gen Ärzte. Allerdings sind die 
diagnostischen Möglichkeiten 
in den letzten Jahren durch 
Methoden bereichert worden, 
die einem operativen Eingriff 
nahekommen oder gleichen. 
Gedacht ist hier besonders an 
die Endoskopie und Biopsie, 
die heute ja durchaus ambulant 
und in der Praxis des Spezia­
listen mit gutem Erfolg durch­
geführt werden. Die Nennung 
typischer Gefahren ist hier 
leicht zu umreißen, sie umfaßt 
Perforation und Blutung. 
Komplizierter gestaltet sich al­
lerdings die Nadelpunktion tu­
morverdächtiger Gewebe, da 
hier die Diskussion um die Me­
tastasierung im Punktionska­
nal unter den Fachgelehrten 
noch nicht zum Abschluß ge­
kommen ist. 

Außerdem werden Praktiker 
und Internist wohl im wesentli­
chen Schwierigkeiten mit der 
Aufklärung bei Verdacht oder 
bei gesicherter Diagnose einer 
Krankheit mit infauster Pro­
gnose haben. Solange die Dia­
gnose nicht gesichert ist, kann 
in der Regel nur die Dringlich­
keit, den Patienten zur Zustim­
mung zu weiterführenden, 
komplizierteren und risikobe-
lasteteren Untersuchungsme­
thoden zu bringen, die Mittei­
lung eines so folgenschweren 
Verdachts rechtfertigen. 

Bei gesicherter Diagnose ei­
ner lebensbedrohenden Er­
krankung sollte man sich ins­
besondere bei den malignen 
Tumoren vor Augen halten, 
daß die Prognose in den letzten 
Jahren bei bestimmten Mali­
gnomen erheblich verbessert 
werden konnte, aber nur unter 
Einsatz aller „aggressiven The­
rapiemöglichkeiten", die man 
dem Patienten wegen der Ne­
benwirkungen nicht zumuten 
kann ohne Aufklärung über 
das Wesen seiner Krankheit. 

In den Fällen, die in einem 
absolut infausten Stadium erst 
erkannt werden, stellt sich 
nach wie vor die Frage nach der 
„barmherzigen Lüge". Daß der 
Patient aus diesem Problem­
kreis der besonderen Zuwen­
dung des Arztes bedarf, steht 
außer Diskussion. Die Einbe­
ziehung des Psychologen, des 
Sozialtherapeuten, des Seelsor­
gers und von Selbsthilfegrup­
pen in die ärztliche Behand­
lung ist unserer Ansicht nach 
allerdings noch viel zu wenig in 
den therapeutischen Vorstel­
lungen verankert. 

Bei der Therapie ist beson­
ders die ständige Weiterbil­
dung über neue Pharmaka un­
abdingbare Voraussetzung für 
eine Aufklärung über verschie­
dene Behandlungsmöglichkei­
ten. Noch wichtiger erscheint 
aber der Problemkreis der Ne­
benwirkungen. Als Rechtsme­
diziner ist man besonders häu­
fig vor Gericht konfrontiert 
mit verkehrsmedizinischen 
Problemen, die sich aus uner­
wünschten Nebenwirkungen 
der Arzneimittel ergeben. 
Hier machen sich die verord­
nenden Ärzte viel zu wenig Ge­

danken darüber, daß zu der 
Aufklärung über Risiken der 
Behandlung auch der Hinweis 
auf Nebenwirkungen der Arz­
neimittel gehört. 

Bei der parenteralen Medi­
kamentenzufuhr erscheint uns 
aus den Erfahrungen der bei 
den Ärztekammern eingerich­
teten Schlichtungsstellen noch 
ein besonderer Hinweis ange­
bracht. Zwischenfälle im Zu­
sammenhang mit Injektionen 
gehören mit zu den vom Pa­
tienten am häufigsten behaup­
teten Kunstfehlern. Sicher lie­
gen diesen Vorbringen in einer 
nicht unbeträchtlichen Anzahl 
von Fällen tatsächlich Ver­
stöße gegen die Regeln ärztli­
cher Kunst zugrunde. Aber 
zahlreiche Komplikationen 
nach Injektionen, wie z.B. eine 
erhebliche Hämatombildung 
oder ein Spritzenabszeß nach 
intramuskulärer Injektion, ste­
hen oft nicht im Zusammen­
hang mit ärztlichen oder pfle­
gerischen Fehlern, und das 
sollte dem Patienten von vorn­
herein klargemacht werden. 
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